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INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.06.2017
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Im Juni 2017 schickte der Bundesrat die Vorlage zur Verstarkung des strafrechtlichen
Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Kriminalitit in die
Vernehmlassung, die unter anderem das Ubereinkommen und das Zusatzprotokoll des
Europarats zur Verhitung des Terrorismus im Schweizer Recht umsetzen wird.
Zusammen mit der Vorlage zu praventiven polizeilichen Massnahmen und dem
Nationalen Aktionsplan zur Verhinderung und Bekdmpfung von Radikalisierung und
gewalttatigem Extremismus, der Préaventionsmassnahmen in allen
Gesellschaftsbereichen beinhaltet, bildete die vorliegende Anpassung des Strafrechts
die Grundlage, damit Justiz und Polizei die Gefahr eines terroristischen Anschlags in
der Schweiz besser vermindern kénnen.

Mit dem Entwurf wollte der Bundesrat erstens das Verbot, Terroristinnen und
Terroristen anzuwerben und auszubilden sowie Reisen mit dem Ziel einer
terroristischen Straftat - sogenannte Dschihadreisen - anzutreten, das bisher im
befristeten Bundesgesetz Uber das Verbot der Gruppierungen «Al-Qaida» und
«Islamischer Staat» sowie verwandter Organisationen verankert war, in Form einer
neuen Strafbestimmung ins standige Recht Uberfihren. Zweitens sollte in Erflllung der
Motion 15.3008 die Bestimmung gegen organisierte Kriminalitat (Art. 260ter StGB), die
bisher vor allem gegen mafiése Organisationen gerichtet war, auch auf terroristische
Organisationen zugeschnitten werden, indem die Kriterien flur das Vorliegen einer
kriminellen bzw. terroristischen Organisation angepasst werden. Damit einhergehen
sollte auch eine Erhdhung des entsprechenden Strafmasses von aktuell funf auf neu
maximal zwanzig Jahre Freiheitsstrafe. Drittens sollte das Organisationsverbot von Art.
74 NDG so angepasst werden, dass die Strafandrohung mit jener des befristeten
Bundesgesetzes Uber das Verbot von «Al-Qaida» und dem «lslamischen Staat»
Ubereinstimmt und die Strafverfolgung in die Zustéandigkeit des Bundes gelegt wird.
Viertes Ziel war die Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit in der
Rechtshilfe und bei der Bekédmpfung der Terrorismusfinanzierung. So wollte der
Bundesrat einerseits die internationale Rechtshilfe beschleunigen, indem unter
gewissen Voraussetzungen eine vorzeitige Ubermittlung von Informationen und
Beweismitteln - d.h. ohne dass die betroffene Person informiert wird und damit
Beschwerde erheben kénnte - ermdglicht werden sollte. Ausserdem sollte die
Einsetzung gemeinsamer Ermittlungsgruppen im Rechtshilfegesetz geregelt werden.
Andererseits wollte er die Kompetenzen der Meldestelle fur Geldwéascherei
dahingehend erweitern, dass sie auch auslandische Informationen Uber kriminelle
Gelder verarbeiten darf, ohne dass eine Verdachtsmeldung von der betroffenen
Schweizer Bank vorliegen muss.

Neu sollte bereits die Unterstitzung einer kriminellen oder terroristischen
Organisation, und zwar ohne Zusammenhang zu einer innerhalb der Organisation
begangenen Straftat, unter Strafe gestellt werden. Die ideologische Unterstitzung oder
die blosse Zugehorigkeit zu einer kriminellen oder terroristischen Organisation, wie von
den kantonalen Strafverfolgungsbehdrden und der Bundesanwaltschaft gefordert,
wollte der Bundesrat dagegen nicht verbieten. Die Regierung lehne ein
Gesinnungsstrafrecht ab, wurde Justizministerin Simonetta Sommaruga in der Presse
zitiert. Dennoch sei die Botschaft klar, so Sommaruga weiter: «Die Schweiz ist kein
sicherer Hafen fur Terroristen und ihre Unterstitzer.»

1) Erlauternder Bericht Verstérkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Kriminalitat;
Medienmitteilung BR vom 22.6.17; AZ, BZ, CdT, LMD, LT, LZ, Lib, NZZ, TA, TG, 23.6.17
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